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#VertrauenMachtWirkung ist eine Initiative von Stiftun-
gen – für Stiftungen. Wir setzen uns ein für Partizipati-
on, Diversität und Transparenz in der Stiftungswelt und 
hinterfragen kritisch bestehendes Stiftungshandeln. Wir 
entwickeln neue Ansätze, schaffen Lernräume und initi-
ieren Veränderung – für eine Philanthropie, die wirkt.

Ein zentraler Baustein dieser Arbeit ist die Grants-
Managing-Lab-Reihe. Denn Grants Manager*in werden – 
dafür gibt es keine Ausbildung und es ist Learning on 
the job. Das bedeutet aber auch, dass viel Austausch mit 
Kolleg*innen inner- und außerhalb der eigenen Organi-
sation notwendig ist. Mit den Grants Managing Labs 
schafft #VMW genau diesen Raum: für Peer Learning, 
Inputs von Expert*innen und gemeinsames Weiterent-
wickeln der Förderpraxis im DACHLi-Raum.

Beim Grants Managing Lab #3 haben wir uns dem The-
ma vertrauensbasierte Philanthropie und Recht gewid-
met. Im Mittelpunkt stand die Frage: Was müssen 
Grants Manager*innen über den rechtlichen Rahmen ih-
rer Arbeit wissen – und wo sind die Spielräume viel-
leicht größer als angenommen? Die in den Gesprächen 
und Diskussionen ausgetauschten Erfahrungen und Ein-
schätzungen wurden von #VMW im Nachgang in diesem 
Glossar gebündelt.

Hinweis: Dieses Glossar dokumentiert Praxiswissen und Erfahrungen aus 
der Grants-Managing-Lab-Community von #VertrauenMachtWirkung. Es 
ersetzt keine Rechtsberatung. Bei rechtlich relevanten Entscheidungen 
empfehlen wir, eine qualifizierte Rechtsberatung hinzuzuziehen.
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Über dieses Glossar
Dieses Glossar richtet sich an Mitarbeitende im Förder-
management von Stiftungen und soll eine kompakte 
Orientierung zu zentralen Begriffen an der Schnittstelle 
von Förderpraxis und Recht bieten. Es soll kein juristi-
sches Rechtsnachschlagewerk sein, sondern ein Werk-
zeug für den Stiftungsalltag in Deutschland und der 
Schweiz – und gerade für den Austausch im DACH-
Raum auch begriffliche Unterschiede aufzeigen. Wo 
möglich, verweisen wir auf Quellen oder weiterführende 
Information. Aber wie wir im Lab gelernt haben, ist sehr 
vieles Auslegungssache und zahlreiche Fragen werden 
von Rechtsexpert*innen mit „Kommt drauf an“ beant-
wortet. Auf diese Graubereiche wollen wir hier hinwei-
sen und pragmatische Orientierung für den Stiftungsall-
tag bieten. Bitte beachtet grundsätzlich, dass für Aus-
landsförderungen andere und vor allem strengere 
Auflagen gelten; wir verweisen im Text auch immer wie-
der darauf.

Alle Tipps und Einschätzungen basieren auf den Diskus-
sionen während des Labs und dem Wissen der 
Expert*innen, die dabei waren: Julia Jakob (Zentrum für 
Stiftungsrecht Universität Zürich; Rahn+Bodmer Co.), 
Dr. Christian Meyn (Crespo Foundation), 
Michael Redbrake (Robert Bosch Stiftung).

Und wie das im Kontext von rechtlichen Fragen so ist: 
Wir übernehmen keine Haftung und im Zweifel fragt ihr 
am besten eine Juristin oder einen Juristen. Und denkt 
daran, dass es immer auch pragmatische Auslegungen 
gibt. 
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1. Fördervereinbarungen
Fördervereinbarung (Fördervertrag)
Eine Fördervereinbarung regelt die Bedingungen einer Förde-
rung zwischen Stiftung und Förderpartner*in. Es gibt weder in 
Deutschland noch in der Schweiz eine gesetzliche Pflicht, eine 
solche Vereinbarung abzuschließen. Die gesetzliche Mindes-
tanforderung besteht in beiden Ländern darin, dass die Stif-
tung die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel 
dokumentieren und nachweisen kann – unabhängig davon, ob 
ein (schriftlicher) Fördervertrag vorliegt oder nicht. Bei Aus-
landsförderungen ist eine schriftliche Vereinbarung mit Ver-
wendungsauflage in beiden Ländern faktisch unerlässlich, um 
die Gemeinnützigkeit bzw. Steuerbefreiung nicht zu gefähr-
den. 

Praxishinweis: Fördervereinbarungen sind insbesondere 
sinnvoll bei komplizierteren Konstellationen, z. B. wenn meh-
rere Stiftungen zusammen fördern. Im Werkzeugkasten von 
„weniger ist mehr“ (weniger ist mehr, 2023, S. 4f) gibt es 
mehr Informationen zur Gestaltung von Fördervereinbarun-
gen. Auch Meilensteine können für eine gemeinsame Planung 
hilfreich sein, müssen aber nicht vertraglich festgehalten wer-
den. So empfiehlt bspw. der Swiss Foundation Code, vor al-
lem bei bedeutenden Förderungen mindestens Auflagen, 
Zweckbindung, Informationspflichten und Meilensteine zu re-
geln (SFC 2021, S. 131).

Die Möglichkeit der Kündigung einer Fördervereinbarung soll-
te im Vertrag klar geregelt sein. Bei mehrjährigen Förderungen 
mit mehreren Auszahlungen empfiehlt sich die Festlegung 
von wichtigen Kündigungsgründen. Wenn das Verfehlen von 
Zwischenzielen (Meilensteinen) zur Kündigung berechtigen 
soll, ist es sinnvoll, einen Automatismus zu vermeiden und 
stattdessen die Möglichkeit vorzusehen, gemeinsam über An-

https://www.weniger-ist-mehr.org/4-vertr%C3%A4ge
https://www.weniger-ist-mehr.org/4-vertr%C3%A4ge
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passung der Planung zu beraten. Wird dabei keine Einigung 
erzielt, kann immer noch gekündigt werden. Eine Rückforde-
rung bereits ausgezahlter Mittel ist in aller Regel weder ange-
messen noch möglich, es sei denn, Mittel wurden zweckwid-
rig verwendet. Häufig haben Förderpartner aber gar keine an-
deren Mittel, die sie für die Rückzahlung einsetzen könnten. 
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Mittelweitergabe
Mittelweitergabe bezeichnet die Weitergabe von finanziellen 
oder sonstigen Fördermitteln einer steuerbegünstigten Kör-
perschaft (also einer Stiftung) an eine andere Körperschaft (die 
geförderte Organisation) zur Verwirklichung steuerbegünstig-
ter Zwecke. 

In Deutschland ist die Mittelweitergabe nur an gemeinnützige 
Organisationen oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(z. B. Gemeinden oder Hochschulen) erlaubt § 58 Nr. 1 Abga-
beordnung (AO).
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Im Schweizer Kontext gibt es keinen gesetzlich definierten 
Fachbegriff. Funktional gilt jedoch dasselbe und ist geregelt 
im Art. 56 Bst. g DBG und Art. 80 ff. ZGB. 

Wie sieht es mit Mittelvergaben ins Ausland aus?
Auch hier ist rein rechtlich kein Fördervertrag notwendig; zum 
Abschluss eines Fördervertrags wird aber dringend geraten, 
denn es gelten strenge Nachweispflichten. Ohne saubere Do-
kumentation und vertragliche Absicherung riskiert die Stiftung 
ihre Gemeinnützigkeit (Deutschland) bzw. Steuerbefreiung 
(Schweiz). 

Stimmt euch hier unbedingt frühzeitig mit eurem zuständigen 
Finanz- bzw. Steueramt ab, Informationen und Beratungsan-
gebote finden sich auch beim Bundesverband deutscher Stif-
tungen. 

2. Berichtspflichten & Nachweise
Berichtspflichten
Es gibt weder in Deutschland noch in der Schweiz eine ge-
setzliche Pflicht, wonach eine geförderte Organisation gegen-
über der fördernden Stiftung berichten muss. Eine solche 
Pflicht entsteht ausschließlich vertraglich – also durch die För-
dervereinbarung selbst. Auch dafür, wie berichtet wird, gibt es 
rechtlich für Förderpartner*innen in beiden Ländern keine ver-
bindlichen Vorgaben. Die Stiftung hat ein legitimes Interesse 
daran, zu erfahren, wie die Mittel eingesetzt wurden. Auf der 
anderen Seite bindet das Erstellen von Berichten und Nach-
weisen erheblich Arbeitskapazitäten bei den Förderpart-
ner*innen, die häufig für die Zweckerfüllung sinnvoller einge-
setzt werden können. Inhaltlich kann auf den Swiss Foundati-
on Code verwiesen werden: Berichte sind Bestandteil der 
Qualitätskontrolle (SFC, Empfehlungen 19 und 20). 

https://www.stiftungen.org/stiftungen/basiswissen-stiftungen/internationale-stiftungstaetigkeit/service-und-arbeitsschwerpunkte.html
https://www.stiftungen.org/stiftungen/basiswissen-stiftungen/internationale-stiftungstaetigkeit/service-und-arbeitsschwerpunkte.html
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Der Aufwand sollte jedoch im Verhältnis zur Fördersumme 
stehen und Anforderungen sollten bereits im Fördervertrag 
festgelegt werden. Auch die Initiative „weniger ist mehr“ gibt 
hier nützliche Tipps (weniger ist mehr, 2023, S. 13ff.). 

Praxishinweis: Art und Weise der Berichtspflichten sollten 
sich an den Bedarfen beider Partner orientieren – je einfacher, 
desto besser. Es sollte jedenfalls nicht mehr verlangt werden, 
als auch gelesen und verarbeitet wird. Oft ist mündliches Be-
richten (Oral Reporting) zielführender. Bei mehreren Förderge-
bern empfiehlt sich, dass nur die Stiftung mit den höchsten 
Anforderungen den Bericht prüft – das Ergebnis gilt dann für 
alle. Bei ungebundener Förderung bietet sich ein regelmäßi-
ger Jour-Fixe an.

Verwendungsnachweis
Ein Verwendungsnachweis belegt, dass Fördermittel zweck-
entsprechend eingesetzt wurden. Es ist kein einzelnes Doku-
ment, sondern kann aus unterschiedlichen Unterlagen beste-
hen, wie bspw. einem Sachbericht und/oder einem finanziellen 
Nachweis (z. B. Abrechnung, Belegliste, Kontoauszug). In der 
Schweiz gibt es keinen einheitlichen Begriff, oft wird vom 
„Nachweis der zweckentsprechenden Mittelverwendung“ ge-
sprochen. 

Weder in Deutschland noch in der Schweiz ist ein Verwen-
dungsnachweis gesetzlich vorgeschrieben. In Deutschland 
reicht es aus Sicht der fördernden Stiftung aus, die Gemein-
nützigkeit des Empfängers nachzuweisen (durch den Freistel-
lungsbescheid bzw. die Anlage zum Körperschaftsteuerbe-
scheid des Förderpartners §58a AO). Möchte die Stiftung 
mehr über die Mittelverwendung wissen, kann sie dies mit 
dem Förderpartner vereinbaren und sich zum Beispiel den 
Jahresabschluss oder eben doch eine Abrechnung von Pro-

https://www.weniger-ist-mehr.org/
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jektkosten vorlegen lassen. Wieder gilt: Der Aufwand lohnt 
nur, wenn diese Abrechnung dann auch geprüft wird – und ist 
nur sinnvoll und erforderlich, wenn die Stiftung kein ausrei-
chendes Vertrauen darin hat, dass die Organisation die Mittel 
wie vereinbart einsetzt.

Davon zu unterscheiden sind die Buchführungs- und Nach-
weispflichten der geförderten Organisation gegenüber dem 
Finanzamt und ihren Mitgliedern, Gesellschaftern oder Auf-
sichtsgremien. Dazu gehören mindestens ordnungsmäßige 
Aufzeichnungen über Einnahmen und Ausgaben (vgl. § 63 
AO für Deutschland; Art. 83a ZGB i.V.m. Art. 957 ff. OR für die 
Schweiz). Belege müssen für eine gewisse Zeit aufbewahrt 
werden (Deutschland 8 Jahre, Schweiz 10 Jahre, s.u.): Das Fi-
nanzamt bzw. in der Schweiz die Stiftungsaufsicht kann diese 
immer einfordern. Auch muss eine geförderte Organisation 
nicht zwingend einen vom Wirtschaftsprüfer bestätigten 
Nachweis oder Belegkopien bei der Stiftung einreichen. Es 
reicht, dass der Empfänger gemeinnützig ist. 

Bei Auslandsförderungen reicht der Gemeinnützigkeitsstatus 
allein nicht – dort sind konkrete Mittelverwendungsnachweise 
erforderlich (in Deutschland wie auch in der Schweiz)

Beleganforderungsrecht & Belegvorhaltepflicht
Das Beleganforderungsrecht gibt der Stiftung die Möglichkeit, 
von Förderpartner*innen Belege einzufordern. Die Belegvor-
haltepflicht verpflichtet Empfänger*innen, entsprechende Do-
kumente aufzubewahren, auch wenn sie nicht aktiv einge-
reicht werden müssen.

In Deutschland gilt für geförderte Organisationen von Seiten 
des Finanzamtes seit 2025 eine Belegvorhaltepflicht von 8 
Jahren, in der Schweiz gilt die Aufbewahrungspflicht für 10 
Jahre.
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Praxishinweis: Das Beleganforderungsrecht sollte im Förder-
vertrag schriftlich verankert sein, damit die Stiftung im Fall ei-
ner Finanzamtsprüfung reagieren kann. Bei Förderungen in 
Ländern ohne vergleichbare Standards trägt die empfangende 
Organisation die Nachweispflicht.
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3. Gemeinnützigkeit, Zweck & Satzung
Gemeinnützigkeit
Die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung wegen der 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke sind in Deutschland und 
der Schweiz ausschließlich im Steuerrecht geregelt (§§ 51 ff. 
AO bzw. Art. 56 Buchst. g DBG). In Deutschland enthalten die 
§§ 51 bis 68 AO zum Teil detaillierte Regelungen. Sie werden 
ergänzt durch die Mustersatzung (Anlage zu § 60 AO) und die 
Erläuterungen im sog. Anwendungserlass (AEAO). In der 
Schweiz gibt es weniger Detailregelungen und damit mehr 
Auslegungsspielraum, aber auch weniger Rechtssicherheit.
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Stiftungszweck und Satzung
Der Stiftungszweck definiert, wofür eine Stiftung tätig ist: Er 
ist das Herzstück einer Stiftung. Er ist in Deutschland in der 
Satzung und in der Schweiz in der Stiftungsurkunde festge-
legt und bildet den rechtlichen Rahmen für alle Förderent-
scheidungen. Die Satzung kann enger sein als das Gemein-
nützigkeitsrecht: Selbst steuerlich zulässige Aktivitäten darf 
die Stiftung nicht entfalten, wenn sie nicht der Satzung ent-
sprechen.

Innerhalb des Rahmens, den die Satzung bietet, liegt die Ent-
scheidung darüber, wer wo in welchem Umfang und zu wel-
chen Konditionen gefördert wird, bei den Stiftungsorganen. 
Dabei kann es lohnen, die bisherige Praxis – zum Beispiel nur 
lokale Projektförderungen – einmal mit der Satzung abzuglei-
chen. Häufig stellt sich heraus, dass die Satzung mehr zulässt, 
als es sich in der Stiftung eingespielt hat.

In Deutschland gilt: Wenn eine Stiftung mehrere Zwecke in 
der Satzung hat, dann muss sie diese auch alle verfolgen – al-
lerdings nicht gleichzeitig, nicht immer und nicht im gleichen 
Maß. Auch hier sind die Spielräume häufig größer als vermu-
tet.

Zweckidentität
Es ist nicht erforderlich, dass in der Satzung der geförderten 
Organisation die gleichen gemeinnützigen Zwecke stehen wie 
in der Satzung der Stiftung, solange die Förderung bei beiden 
Organisationen mit dem Satzungszweck vereinbar ist.

Beispiel: Eine Umweltschutzorganisation erhält eine Förde-
rung für ein Projekt zur Umweltbildung. In der Satzung der Or-
ganisation steht der Umweltschutz als Zweck, die Stiftung för-
dert u.a. die Bildung.



Glossar: Vertrauensbasierte Philanthropie & Recht

13

Politische Tätigkeit – ein sensibles Thema
Die Frage, ob und inwieweit eine gemeinnützige Stiftung poli-
tische Tätigkeiten ausüben oder fördern darf, ist derzeit recht-
lich wie gesellschaftspolitisch hoch umstritten – in Deutsch-
land wie in der Schweiz.

Grundsätzlich gilt in beiden Ländern: Politische Tätigkeit ist 
kein anerkannter gemeinnütziger Zweck und die Förderung 
politischer Parteien ist nicht zulässig. Gleichzeitig können Stif-
tungen, die gesellschaftliche Themen bearbeiten, kaum voll-
ständig apolitisch agieren.
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Wo genau die Grenzen liegen – zwischen zulässigem zivilge-
sellschaftlichem Engagement und unzulässiger politischer 
Einflussnahme – ist gegenwärtig Gegenstand laufender recht-
licher und politischer Debatten. Einschlägige Gerichtsurteile, 
Gesetzgebungsprozesse und Verwaltungspraktiken befinden 
sich im Fluss. Stiftungen, die in diesem Bereich tätig sind oder 
entsprechende Förderungen vergeben, sind daher dringend 
angehalten, im Einzelfall spezialisierte Rechtsberatung einzu-
holen, bevor Entscheidungen getroffen werden.

Förderung nicht gemeinnütziger Empfänger*innen
Ganz allgemein gilt, in Deutschland wie auch der Schweiz: 
Die Mittelverwendung muss auf jeden Fall dem Stiftungs-
zweck dienen. Die Schweiz ist dabei bei unternehmerischen 
Fördermodellen flexibler als Deutschland. 

In Deutschland muss man unterscheiden: Die Mittelweiterga-
be im Sinne von § 58 Nr. 1 AO ist nur an gemeinnützige Orga-
nisationen oder öffentlich-rechtliche Körperschaften zulässig. 
Förderungen von Einzelpersonen sind z. B. in Form von Sti-
pendien möglich; unter Umständen sind diese aber vom Emp-
fänger zu versteuern. Nicht-gemeinnützige Unternehmen kön-
nen in der Regel nicht gefördert werden. Einzelpersonen und 
Unternehmen können aber als sog. Hilfspersonen zur Erfül-
lung des Stiftungszwecks engagiert werden (gegen Rechnung 
oder im Rahmen von Arbeitsverhältnissen).

Praxishinweis: Bei nicht gemeinnützigen Empfänger*innen 
muss vertraglich sichergestellt werden, dass die Mittel aus-
schließlich stiftungszweckkonform verwendet und entspre-
chend dokumentiert werden. Jeder Einzelfall sollte sorgfältig 
geprüft werden – bei Unsicherheit empfiehlt sich eine Abklä-
rung mit dem zuständigen Finanzamt bzw. der Steuerverwal-
tung oder eine spezialisierte Rechtsberatung.
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4. Steuerrecht
Freistellungsbescheid
In Deutschland kann eine Organisation ihre Gemeinnützigkeit 
mit drei verschiedenen Dokumenten nachweisen:

• Nach der Gründung kann die Organisation einen Be-
scheid des Finanzamtes nach § 60a AO beantragen. Der 
dokumentiert, dass die Satzung der Organisation den An-
forderungen des Gemeinnützigkeitsrechts entspricht. Bis 
zur ersten Steuererklärung hat das Finanzamt noch keine 
andere Grundlage für eine Prüfung.

• Nach der ersten Steuererklärung prüft das Finanzamt zu-
sätzlich zur Satzung die tatsächliche Geschäftsführung. 
War alles in Ordnung, erteilt es einen Freistellungsbe-
scheid. Es kann entscheiden, dass die Organisation nur 
alle drei Jahre eine Steuererklärung einreichen muss.

• Hat die Organisation auch einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb oder steuerpflichtige Einkünfte, erlässt das 
Finanzamt statt des Freistellungsbescheid einen Körper-
schaftssteuerbescheid (in dem die Steuer auch mit 0 EUR 
festgesetzt werden kann). Die Angaben zur Gemeinnüt-
zigkeit und Steuerbefreiung sind dann in einer Anlage 
enthalten.

Jedes Dokument berechtigt die Organisation, Zuwendungsbe-
stätigungen (Spendenquittungen) auszustellen.

Die Schweiz kennt den Freistellungsbescheid als eigenständi-
ges Dokument nicht. Das funktionale Äquivalent ist der 
Steuerbefreiungsentscheid der kantonalen Steuerbehörden.
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Auslandförderungen: Bei Förderungen ins Nicht-EU-Aus-
land muss der Nachweis über die Gemeinnützigkeit der Emp-
fängerorganisation mit dem jeweiligen Finanzamt bzw. der 
kantonalen Steuerverwaltung ausgehandelt werden. Es gibt 
keine einheitlichen Standardvorgaben. Fördern deutsche Or-
ganisationen im Ausland, gelten erhöhte Nachweispflichten.

Vertrauensschutz
Vertrauensschutz bedeutet, dass eine Stiftung, die gutgläubig 
und sorgfältig gehandelt hat, nicht nachträglich für Mittelfehl-
verwendungen durch Förderpartner*innen haftbar gemacht 
werden kann. §58a AO regelt den Vertrauensschutz bei Mit-
telweitergaben. Die Stiftung muss sich dafür die Gemeinnüt-
zigkeit des Empfängers nachweisen lassen (s.o.). Dann darf 
sie darauf vertrauen, dass der Empfänger tatsächlich gemein-
nützig ist und die Mittel auch nur für die gemeinnützigen Zwe-
cke verwendet. 

Praxishinweis: Der Vertrauensschutz greift mit dem Nach-
weis der Gemeinnützigkeit durch den Empfänger. Bei Empfän-
ger*innen im EU/EWR-Ausland muss geprüft und nachge-
wiesen werden, ob sie nach dortigem Recht gemeinnützig 
sind. Außerhalb von EU und EWR reicht ein Nachweis der 
Gemeinnützigkeit nicht, hier greifen erhöhte Nachweispflich-
ten, es muss also die Mittelverwendung für gemeinnützige 
Zwecke in geeigneter Weise (Abrechnung, Projektbericht etc.) 
nachgewiesen werden.

Ein dem § 58a AO entsprechender gesetzlicher Vertrauens-
schutz existiert in der Schweiz nicht. Schutz kann sich jedoch 
aus dem verfassungsrechtlichen Vertrauensgrundsatz (Art. 9 
BV) im Verhältnis zur Steuerbehörde ergeben. Gegenüber der 
Stiftungsaufsicht schützt der Stiftungsrat sich durch dokumen-
tiert sorgfältiges Handeln.
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Über dieses Glossar 

Dieses Glossar wurde im Rahmen des Grants Managing Labs #3 vom 25. 
bis 26. Juni 2025 von #VertrauenMachtWirkung erarbeitet. Es basiert auf 
dem Praxiswissen von Grants Manager*innen und Expert*innen aus dem 
DACHLi-Raum. Die Inhalte spiegeln den Stand der Diskussion zum Zeit-
punkt des Labs wider und erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
oder Rechtsverbindlichkeit.

Bei der Strukturierung, Ausformulierung und redaktionellen Bearbeitung 
wurde generative KI (Claude, Anthropic) eingesetzt. Alle inhaltlichen Ent-
scheidungen, Bewertungen und die abschließende Redaktion lagen beim 
menschlichen Autorinnenteam. Die Inhalte wurden durch einen Juristen 
überprüft.

Weitere Informationen zu #VMW und dem Grants Managing Lab: 
www.vertrauen-macht-wirkung.de
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